
STADT TAVCHA
Der Bürgermeister

Stadt Taucha PostFach 1153 • 04421 Taucha

BEKANNTMACHUNG

Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt auf der Homepage der Stadt Taucha und
gemäß § 6 der Satzung über die Form öffentlicher Bekanntmachungen der
Stadt Taucha (Bekanntmachungssatzung) als Notbekanntmachung durch
Aushang in den in § 5 benannten Bekanntmachungstafeln

An alle Personen, die sich in der Zeit vom 14.04.2017 ab 00:00 Uhr bis zum
17.04.2017 24:00 Uhr im Bereich des Gewerbegebietes „An der Autobahn" Otto-
Schmidt-Straße in 04425 Taucha aufhalten und an der nicht genehmigten Veranstal-
tung teilnehmen wollen.

Vollzug des Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen
Untersagung von Veranstaltungen auf öffentlichem Gelände und
auf Privatgelände mit Auswirkung auf den öffentlichen Raum (Parkplätze)

vom 14.04.2017 ab 00:00 Uhr bis zum 17.04.2017 24:00 Uhr

im Gewerbegebiet „An der Autobahn" Otto-Schmidt-Straße in 04425 Taucha

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der angekündigten Veranstaltung „Tuningtreffen" oder ähnlicher nicht genehmigter
Veranstaltungen im Gewerbegebiet „An der Autobahn" trifft die Stadt Taucha als zu-
ständige Behörde auf Grund von §§ 1, 3 ,5 ,6 und 7 des Polizeigesetzes des
Freistaates Sachsen (SächsPolG) folgende

1.

Allgemeinverfüqunq

Veranstaltungen auf dem öffentlichen Gelände und Privatgelände mit Auswir-
kungen auf den öffentlicher
te, werden im Zeitraum vom
24:00 Uhr untersagt.

Hausanschrift:
Stadtverwaltung Taucha
Schloßstraße 13
04425 Taucha
Telefon: (034298) 70-0
Telefax (034298) 701 34

Verkehrsraum (Parkplätze), laut beigefügter Kar-
14.04.2017 ab 00:00 Uhr bis zum 17.04.2017 -

Bankverbindungen

,~

1
Deutsche Bank Leipzig '- =-`~'`' ~
Konto-N r.: 114553100 •BLZ: 860 ~ -~'Q _~•:.
Postbank Leipzig
Konto-N r.: 1 8 3 557 901 •BLZ: 860 100 90
U St.-N r.: 237/ 149/00099

Sparkasse Leipzig
Konto-N r.: 1 128 902 865 •BLZ: 86055592
Commerzbank AG Leipzig
Konto-N r.: 105 022 800 •BLZ: 860 400 00
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2. Von diesem Verbot umfasst sind insbesondere das Zur-Schau-Stellen von
Fahrzeugen, Musikdarbietungen, die Abgabe von Speisen und Getränken so-
wie die unerlaubte Benutzung der öffentlichen Straße und des Privatgeländes
mit Auswirkung auf den öffentlichen Verkehrsraum (Parkplätze) in der Otto-
Schmidt-Straße und im Gewerbegebiet „An der Autobahn".

3. Für den Fall, dass einem der Verbote unter Nr. 1 und 2 der Allgemeinverfü-
gung zuwidergehandelt wird, wird der Ausspruch eines Platzverweises gemäß
§ 21 SächsPolG angedroht. Bei Nichtbefolgung der polizeilichen Maßnahme
„Platzverweis" erfolgt die Weitergabe der Personaldaten an die zuständige
Führerscheinstelle mit der Bitte zur Prüfung der Geeignetheit des Fahrzeug-
führers zum Führen eines Kraftfahrzeuges und der Einleitung einer Medizi-
nisch-Psychologischen-Untersuchung (MPU).

4. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 bis 2 des Tenors getroffenen Rege-
lungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
angeordnet.

5. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt
gegeben und endet mit Ablauf des 17.04.2017.

Begründunq

A.

Die Stadt Taucha als Ortspolizeibehörde erlässt auf der Grundlage der §§ 1 und 3
Polizeigesetz des Freistaates Sachsen (SächsPolG) in der Fassung vom 13. August
1999 (GVBI. S. 330), rechtsbereinigt mit Stand vom 31. Dezember 2013, diese
Verfügung.

Die sachliche und örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 68 Abs. 2 und § 70 Abs. 2
SächsPolG. Sie ist somit als Ortspolizeibehörde für den Erlass von Anordnungen zur
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in der Stadt Taucha zu-
ständig.

B.

Am 01.04.2017 und 02.04.2017 wurden in der Otto-Schmidt-Straße und dem an-
grenzenden Gewerbegebiet „An der Autobahn" sowohl im öffentlichen Verkehrsraum
als auch auf dem Privatgelände, mit Auswirkungen auf den öffentlichen Verkehrs-
raum (Parkplätze), Veranstaltungen ohne erforderliche Erlaubnis durchgeführt, die
regelmäßig zu erheblichen Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ge-
führt haben. Durch das verstärkte Verkehrsaufkommen und die große Anzahl von
Zuschauern kam es zu Behinderungen für die Verkehrsteilnehmer bei der Zu- bzw.
Abfahrt von den Gewerbebetrieben sowie den angrenzenden Wohngebieten.
Auch war eine ungehinderte Zufahrt von Rettungskräften in das Gebiet nicht mehr
möglich.

Verantwortliche Personen für die Veranstaltungen waren nicht zu ermitteln. Eine
straßenrechtliche Anordnung für die Sperrung, eine straßenverkehrsrechtliche Er- ~t Kru ̀
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laubnis gemäß § 29 StVO oder eine Sondernutzungserlaubnis sind nicht beantragt
worden.

C.

zu Nr. 1 und 2 des Tenors

Für den Zeitraum vom 14.04.2017 bis zum 17.04.2017 wurde wieder ohne Nennung
von verantwortlichen Personen, Haltern und Führern von Kraftfahrzeugen über die
„Sozialen Netzwerke" informiert, dass kurzfristig und ohne behördliche Anmeldung
und Erlaubnis ein „Tuningtreffen" im Gewerbegebiet „An der Autobahn" stattfinden
soll.

Zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbesondere der
Durchsetzung der Regelungen der StVO und des Sächsischen Straßengesetzes,
bedürfen Veranstaltungen für die Straße mehr als verkehrsüblich in Anspruch ge-
nommen wird, einer Erlaubnis. Da kein Veranstalter benannt wird, können die not-
wendigen straßenverkehrsrechtlichen Auflagen von den Teilnehmern nicht vollzogen
werden.

Der Polizeivollzugsdienst kann auf Grund der nicht benannten Teilnehmerzahl, der
nicht bekannten Fahrweise der beteiligten Fahrzeuge und auf Grund der vorhande-
nen geringen Anzahl von Polizeikräften straßenverkehrsrechtliche Auflagen ebenfalls
nicht durchsetzen. Damit besteht eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit, insbe-
sondere für die Anlieger des Gewerbe- und Wohngebietes und für die Einsatzkräfte
von Feuerwehr und Rettungsdienst.

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben hat die Polizei diejenigen Maßnahmen zu tref-
fen, die ihr nach pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheinen und die Atlge-
meinheit am wenigsten beeinträchtigen.

Durch die nichtgenehmigte Veranstaltung werden —wie dargestellt - Grundrechte
Anderer in nicht hinnehmbarer Weise eingeschränkt und Ordnungsstörungen ver-
wirklicht. Um dies zu verhindern, werden diese untersagt. Durch die unzulässige In-
anspruchnahme von Straßengelände sind alle Verkehrsteilnehmer in ihrer Bewe-
gungsfreiheit behindert. Die beschriebenen Auswirkungen sind so wesentlich, dass
nach pflichtgemäßem Ermessen die Durchführung der nicht genehmigten Veranstal-
tung verhindert werden muss.

Diese Maßnahmen sind geeignet, die zu erwartenden Beeinträchtigungen und die
Belastung für Mensch und Umwelt zu unterbinden. Im Übrigen ist die Untersagung
der Veranstaltung auch erforderlich, um im Ereignisfall die Feuerwehrzufahrten in
den Gewerbebetrieben und die Zufahrten zu den angrenzenden Wohngebieten zu
gewährleisten. Das hätte eine Gefährdung hochwertiger Schutzgüter, wie Leib und
Leben zur Folge.

Die Allgemeinverfügung stellt daher das mildeste Mittel der Gefahrenbeseitigung dar.
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zu Nr. 3 des Tenors

Zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit können Personen
vorübergehend von einem Ort verwiesen oder ihnen vorübergehend das Betreten
eines Ortes verboten werden.

Die Androhung und Anwendung von Zwangsmitteln ist geboten. Da für den Fall, dass
die Personen die nicht genehmigte Veranstaltung nicht freiwillig beenden, nur mit
diesem Zwangsmittel dieser Verfügung sofort vollzogen werden kann.

Der Ausspruch eines Platzverweises stellt gegenüber den anderen
unmittelbaren Zwangsmitten gemäß §§ 30 ff. SächsPolG das mildeste Mittel dar.

Andere Zwangsmittel sind nicht geeignet, den angestrebten Zweck (die sofortige
Beendigung der Veranstaltung) zu erreichen.

Im Rahmen der Ermessensausübung für den Erlass einer Allgemeinverfügung
wurde auch berücksichtigt, dass keine verantwortliche Person für die Veranstaltung
ermittelt werden konnte, der gegenüber das Verbot ausgesprochen werden könnte.
Sie richtet sich an alle anwesenden Personen.

Zu Nr. 4 des Tenors

Die sofortige Vollziehung der unter Ziffer 1 und 2 getroffenen Anordnung wird gemäß
§ 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBI.I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2490), auf Grund des überwiegenden öffentli-
chen Interesses angeordnet. Die geschilderten Störungen können nicht hingenom-
men werden. Es ist auch mit rechtsstaatlichen Grundsätzen unvereinbar, dass ein-
zelne Personen durch Begehung von Ordnungswidrigkeiten die Rechte der Allge-
meinheit zum eigenen Vorteil verletzen. Würde hiergegen nicht eingeschritten, würde
dieses Verhalten zugleich einen Anreiz zur Missachtung der Rechtsordnung sowie
eine unerträgliche Benachteiligung von gesetzestreuen Veranstaltern darstellen und
zur Nachahmung anstiften. Bei vergleichbar motivierten Menschen würde der Ein-
druck hervorgerufen, dass derartige Flächen für eigene Zwecke beliebig in Anspruch
genommen werden können.

Gemäß § 80 Abs. 5 VwGO können Sie beim zuständigen Verwaltungsgericht Leipzig
einen Antrag zur ganz oder teilweisen Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung stellen. Auf Grund des zeitlichen Abstands bis zum Veranstaltungstermin ist es
aber voraussichtlich nicht mehr möglich, die Fragen der Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidungen in einem eventuellen HauptsachverFahren gerichtlich klären zu lassen.
Würde die Anordnung der sofortigen Vollziehung unterbleiben, müssten wegen der
aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs die Auflagen und Bedingungen nicht
eingehalten werden. Mit Ablauf der Veranstaltung hätten die Anordnungen jeglichen
Sinn verloren. _.
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zu Nr. 5 des Tenors

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz
(VwVfG) öffentlich bekannt gemacht, da der Adressatenkreis nicht abschließend
bestimmt werden kann und daher die Bekanntgabe an alle Beteiligten untunlich ist.

Rechtsbehelfsbelehrunq

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich
oder zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung Taucha, Ordnungsamt, Schloßstr. 13
in 04425 Taucha Widerspruch eingelegt werden.

Hinweis

Der Widerspruch entfaltet keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Ver-
waltungsgericht Leipzig, in 04179 Leipzig, Rathenaustraße 40 die aufschiebende
Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen.

Mit freundlichen Grüßen

D~~
Tobias Meier ~,~t ~~~,Bürgermeister ~~ ~~

~V_.;_
Anlage: Karte des festgelegten Gebietes `~ f_




